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       AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN 
 
 
223 ÖFFENTLICHE SITZUNG DES ORTSBEIRATES AHLERSBACH 

 
Aufgrund des § 6 der Geschäftsordnung für die Ortsbeiräte vom 13.07.2015 berufe ich 
den Ortsbeirat Schlüchtern-Ahlersbach auf 

Donnerstag, den 11. November 2021, um 19:30 Uhr, 
zu einer öffentlichen Sitzung ein. 
Sitzungsort: Dorfgemeinschaftshaus Ahlersbach 
 
Tagesordnung: 
 1. OSI-Liste 
 2. Budget 
 3. Wegebau 
 4. Verschiedenes 
 
Schlüchtern, 27.10.2021 
gez. Heil, Stellv. Ortsvorsteher 

 
 
224 FESTSTELLUNG EINES NACHRÜCKERS FÜR DEN ORTSBEIRAT DES 

STADTTEILS SCHLÜCHTERN-BREITENBACH 
 
Herr Nils Freytag, Lange Straße 1, 36381 Schlüchtern-Breitenbach, hat mir gegen-
über schriftlich erklärt, dass er gemäß § 33 Abs. 1 Ziffer 1 des Hessischen Kommunal-
wahlgesetzes (KWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl. I S. 
197), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.12.2020 (GVBl. S. 915), auf 
sein Mandat im Ortsbeirat Schlüchtern-Breitenbach verzichtet. 
 
Aufgrund des § 34 Abs. 3 KWG stelle ich fest, dass anstelle von Herrn Freytag nach 
dem eingereichten Wahlvorschlag - Kennwort FLB - und dem Ergebnis der Wahl zum 
Ortsbeirat Schlüchtern-Breitenbach am 14.03.2021 Herr Reinhard Möller, 
Kressenbacher Straße 2, 36381 Schlüchtern nachrückt. 
 
Gemäß § 34 Abs. 3 KWG in Verbindung mit § 23 Abs. 1 KWG sowie §§ 56 Abs. 1 und 
58 Abs. 2 der Kommunalwahlordnung (KWO) in der Fassung vom 26.03.2000 (GVBl. I 
S. 198, 233), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 25.05.2020 (GVBl. S. 
367), gebe ich diese Feststellung öffentlich bekannt. 
 
Gegen meine Feststellung kann jeder Wahlberechtigte des Wahlkreises gemäß § 25 
KWG binnen einer Ausschlussfrist von zwei Wochen nach der öffentlichen Bekanntma-
chung Einspruch erheben. Der Einspruch eines Wahlberechtigten, der nicht die Verlet-
zung eigener Rechte geltend macht, ist nur zulässig, wenn ihn eins vom Hundert der 
Wahlberechtigten, mindestens jedoch fünf Wahlberechtigte, unterstützen; bei mehr als 
10.000 Wahlberechtigten müssen mindestens 100 Wahlberechtigte den Einspruch un-
terstützen. Die Stadt Schlüchtern hat derzeit ca. 12.500 Wahlberechtigte. Der Einspruch 
ist schriftlich oder zur Niederschrift bei dem Bürgermeister der Stadt Schlüchtern als 
Gemeindewahlleiter in Schlüchtern, Krämerstraße 2, Rathaus, 1. OG., Zimmer 111, ein-
zureichen. 
 
Schlüchtern, 22.10.2021 
 
Der Gemeindewahlleiter der Stadt Schlüchtern 
gez. Möller, Bürgermeister 
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       AUS DEM RATHAUS WIRD BERICHTET 
 
 
225 AUSKUNFTS- UND ÜBERMITTLUNGSSPERREN NACH DEM BUNDESMELDEGE-

SETZ 
 
Die Meldebehörde hat einmal jährlich die Einwohnerinnen und Einwohner gemäß § 50 
Abs. 5 des Bundesmeldegesetzes (BMG) über die Möglichkeit der Einrichtung von Über-
mittlungs- und Auskunftssperren nach diesem Gesetz zu unterrichten. 
 
Die Einwohnerinnen und Einwohner haben die Möglichkeit, der gesetzlich zulässigen 
Weitergabe der zu ihrer Person gespeicherten Daten in bestimmten Fällen zu widerspre-
chen. 
Mit der Eintragung einer Übermittlungs- oder Auskunftssperre wird die Erteilung von Mel-
deregisterauskünften und Datenübermittlungen eingeschränkt oder von weiteren Vo-
raussetzungen abhängig gemacht. 
 
In folgenden Fällen ist die Einrichtung einer Übermittlungssperre ohne Angabe von 
Gründen möglich: 
 
• Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an öffentlich-rechtliche Religionsge-

sellschaften, denen die Einwohnerin oder der Einwohner nicht selbst, aber Familien-
mitglieder angehören (§ 42 Abs. 3 BMG). Der Widerspruch gegen die Datenübermitt-
lung verhindert nicht die Übermittlung von Daten für Zwecke des Steuererhebungs-
rechts an die jeweilige öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaft; 

• Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an Parteien, anderen Trägern von 
Wahlvorschlägen und Wählergruppen bei Wahlen, Abstimmungen, Bürger- und 
Volksbegehren (§ 50 Abs. 1 BMG); 

• Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten aus Anlass von Alters- und Ehejubi-
läen, die an die Mitglieder gewählter staatlicher oder kommunaler Vertretungskörper-
schaften, an Presse und Rundfunk übermittelt werden dürfen (§ 50 Abs. 2 BMG); 

• Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an Adressbuchverlage (§ 50 Abs. 3 
BMG); 

• Widerspruch gegen die Weitergabe von Daten an das Bundesamt für das Personal-
management der Bundeswehr (§ 58 c Soldatengesetz in Verbindung mit § 36 Abs. 2 
BMG). Dies betrifft nur Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die das 18. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben. 

 
Der Widerspruch gegen die Weitergabe der gespeicherten Daten ist schriftlich zu stellen. 
Die Übermittlungssperre hat so lange im Melderegister Bestand, bis sie widerrufen wird. 
 
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, eine Auskunftssperre zu beantragen, wenn aus 
der Erteilung einer Melderegisterauskunft eine Gefahr für Leben, Gesundheit, persönli-
che Freiheit oder ähnliche schutzwürdige Belange erwachsen kann (§ 51 Abs. 1 BMG). 
 
Ein solcher Antrag ist schriftlich zu stellen, muss begründet sein und seitens der Melde-
behörde genehmigt werden. Die Eintragung der Auskunftssperre wird auf zwei Jahre 
befristet und kann auf Antrag verlängert werden. Die Auskunftssperre gilt für den Schutz-
zweck, der für die Eintragung ausschlaggebend war. 
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Die Beantragung einer solchen Sperre ist in der Regel nur bei Bezug einer neuen Woh-
nung sinnvoll. Das Anmelden einer neuen Wohnung ist somit eine wichtige Vorausset-
zung für den Antrag. Der Antrag auf Auskunftssperre muss besonders begründet sein, 
eventuell können Nachweise gefordert werden. In jedem Einzelfall prüft die Meldebe-
hörde, ob die vorgebrachten Gründe ausreichen. Vor Eintragung des Sperrvermerks 
muss der Antrag seitens der Meldebehörde genehmigt werden. 
 
Mit der Eintragung der Auskunftssperre dürfen Melderegisterauskünfte nicht mehr erteilt 
werden. Die Auskunftssperre gilt nicht gegenüber Behörden und kann auch gegenüber 
Privatpersonen aufgehoben werden, wenn beispielsweise ein Gläubiger die Anschrift 
eines Schuldners benötigt, um seine Forderungen zu realisieren. 
 
Zuständig für die Eintragung der Auskunfts- und Übermittlungssperren ist das Einwoh-
nermeldeamt der Stadt Schlüchtern. Dort sind während der Sprechzeiten 
 Montag - Freitag   08:30 – 12:00 Uhr 
 Donnerstag   14:00 – 18:00 Uhr 
auch entsprechende Antragsformulare zur Einrichtung von Auskunfts- und Übermitt-
lungssperren erhältlich. Die Antragstellung kann auch formlos schriftlich vorgenommen 
werden. 
 
Die Eintragung von Übermittlungs- bzw. Auskunftssperren ist gebührenfrei. 

 
 
226 STELLENAUSSCHREIBUNG: AUSBILDUNGS- UND PRAKTIKANTENPLÄTZE  

 
Bei der Stadt Schlüchtern sind für das Ausbildungsjahr 2022 folgende Ausbildungs- und 
Praktikantenplätze zu besetzen: 
 
 Verwaltungsfachangestellte/Verwaltungsfachangestellter (w/m/d) 

(Bewerbungsfrist: 07.11.2021) 
 
 FOS-Praktikanten/innen aus dem Bereich „Wirtschaft und Verwaltung“ (w/m/d) 

(Bewerbungsfrist: 07.11.2021) 
 
 Praxisintegrierte Ausbildung zur/m Erzieher/in (w/m/d) 

(Bewerbungsfrist: 31.12.2021) 
 
 Berufspraktikanten/innen für den Beruf der Erzieherin/des Erziehers 

(Bewerbungsfrist: 31.12.2021) 
 
 Sozialassistenten/innen bzw. Jahrespraktikanten/innen für den Beruf der Er-

zieherin/des Erziehers 
(Bewerbungsfrist: 31.12.2021) 

 
Bewerberinnen und Bewerber um einen Ausbildungsplatz für den Beruf einer/eines Ver-
waltungsfachangestellten müssen mindestens einen Realschul- oder höherwertigen 
Abschluss nachweisen. Wünschenswert ist ein Abschluss der Fachoberschule im Be-
reich „Wirtschaft und Verwaltung“. 
 
Schwerbehinderte Bewerber/innen werden im Rahmen der geltenden Bestimmungen 
bevorzugt berücksichtigt. Die berufliche Gleichstellung von Frauen und Männern nach 
dem Hessischen Gleichberechtigungsgesetz wird gewährleistet.  
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Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann senden Sie Ihre aussagekräftigen Bewerbungs-
unterlagen, insbesondere einen tabellarischen Lebenslauf und Kopien von Schulzeug-
nissen bis zum Ende der jeweiligen Bewerbungsfristen an den Magistrat der Stadt 
Schlüchtern, Personalsteuerung, Krämerstr. 2, 36381 Schlüchtern oder per E-Mail 
an bewerbung@schluechtern.de (zusammengefasst in einer PDF-Datei). 
Bitte fügen Sie Ihrer Bewerbung lediglich Fotokopien bei und verwenden Sie keine Be-
werbungsmappen, da die Unterlagen nicht zurückgesandt werden können. Einge-
schickte Bewerbungsunterlagen werden entsprechend der datenschutzrechtlichen Best-
immungen vernichtet. 
Wir verweisen ausdrücklich auf die Datenschutzhinweise auf schluechtern.de/daten-
schutzerklaerung 
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